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Schlauchboot-Tage
S pätestens Mitte August sind sie da, die Ferienberichte der Spit-

zenpolitiker. Und auch dieses Jahr tönen Sie alle: Wir urlauben
nur in Österreich! Nicht länger als vier Tage! Und wir fahren nur mit
dem Zug! Macht ja nichts, wenn herauskommt, dass die aktuellen
Wander-Fotos von Kanzler Kurz in der „Krone“ aus 2016 sind. Bei
den prominenten Journalisten des Landes hingegen gibt’s keine Fake
Holiday News, ihre Social-Media-Profile lügen nicht. „Falter“-Chef
Florian Klenk macht anderen Medien sogar während seiner Som-
merfrische am Attersee noch Arbeit: Das Familien-Schlauchboot
wurde gestohlen, Fellners „Österreich“ war das eine Schlagzeile wert
(„Gemein!“). Am Attersee urlaubte auch „Kurier“-Chefin Martina Sa-
lomon, von dort postete sie Süßes vom Zauner in Ischl statt wie sonst
selbst Gebackenes. „Presse“-Chefredakteur Rainer Nowak verrät sel-
ten seinen aktuellen Aufenthaltsort. Dafür teilt er auf Instagram seit
einiger Zeit plätscherndes Wasser – kürzlich verirrte sich ein Pfau auf
einer Luftmatratze dazu. Lou Lorenz-Dittlbacher von der „ZiB 2“
kocht am heißesten Tag des Jahres Marmelade ein. Ihr Kollege Armin
Wolf holt im Urlaub Schlaf nach, wie Ehefrau Euke Frank für seine
Twitter-Fans festhält. Und „Heute“-Chef Christian Nusser, wie seine
„Kopfnüsse“ seit Anfang Juli auf Urlaub, nimmt gerade eine Auszeit
von der Auszeit. Apropos, wo ist eigentlich Christian Rainer? (awa)

Reaktionen an: anna.wallner@diepresse.com

LESERPOST
Leserbriefe bitte an:
Die Presse, Hainburger Straße 33,
A-1030 Wien oder an
leserbriefe@diepresse.com

Auch bei Wiener Linien
wird Lektüre verhindert
„Die ÖBB und der unselige Chris-
Lohner-Overkill“, Kolumne „Mein
Montag“ von Erich Kocina, 10. 8.
Fast noch nie hat mir ein Journalist
so tief aus der Seele gesprochen
wie Erich Kocina mit seinem Arti-
kel zur „Beschallung“ bei den
ÖBB. Bei mir sind es die Wiener
Linien, die erfolgreich verhindern,
dass man zu ein paar Seiten Lek-
türe kommt.

Abgesehen davon, dass man
andauernd aufgefordert wird,
achtsam zu sein, weil andere viel-
leicht unsere Sitzplätze „notwendi-
ger brauchen“ – was grammatika-
lisch ein absoluter Schwachsinn
ist, weil man z. B. Schuhe auch
nicht notwendig braucht, sondern

höchstens dringend –, gibt es stän-
dig Hinweise auf nicht vorhandene
behindertengerechte Ausgänge
(Pilgramgasse – es gibt dort aber
ohnedies eine Rampe! – und das
wird angeblich bis 2027 so bleiben
– nicht auszudenken, wenn ich das
bis dahin hören muss!). Auch finde
ich es nicht wirklich nötig, alles auf
Englisch durchzusagen – so viele
Touristen werden sich kaum für
Baustellen bei der Neubaugasse
interessieren – vor allem, da man
diese Durchsagen meist kaum ver-
steht, weil andere Geräusche vor-
herrschen.

Jedenfalls wird Lektüre nicht
nur bei den ÖBB erfolgreich ver-
hindert, sondern auch bei den
Wiener Linien!
Hannelore Fischer, 1140 Wien

Schleierhafte Indikatoren
für Corona-Ampel
„Anschober: ,Freitag ist der Ampel-
tag’“, von Ulrike Weiser, 8. 8.
Von der Corona-Ampel des Ge-
sundheitsministeriums hätte ich
mir verbindliche Handlungs-

anweisungen erwartet, wie man
wann und wo reagieren soll. Auf
diese müssen wir aber derweil
noch warten. Dabei wäre ich ja
schon zufrieden gewesen, wenn
die Corona-Ampel allein auf die
bezirksweise ausgewiesene Anzahl
an Corona-Neuerkrankungen
innerhalb der letzten 14 Tage, so-
wie dem Anteil bisher im Bezirk
Erkrankter basieren würde. Im
Kern sind dies jene Informationen,
die schon bisher täglich vom Wie-
ner CSH-Institut ins Internet ge-
stellt werden. Darüber hinaus sind
freilich Hintergrundinformationen
über die Umstände der Anste-
ckung hilfreich, um eine weitere
Ausbreitung gezielt einschränken
zu können. So weit, so gut.

Ziemlich schleierhaft ist mir
jedoch, welche Rolle Indikatoren
zu den Ressourcen im Gesund-
heitswesen im Zusammenhang
mit dem Ansteckungsrisiko und
die „Ampel“ spielen sollen. Allen-
falls könnte man in Einzelfällen
aus dem Anteil an Intensivpatien-
ten auf die Schwere der Erkran-
kung schließen. Keinesfalls

20 DEBATTE DONNERSTAG, 13. AUGUST 2020

Die undisziplinierte, zornige Nation
Gastkommentar. Die Wochen des strengen Corona-Shutdowns verbrachte Günter Bischof in Österreich. Seine Wahlheimat
USA war Anfang Mai ein anderes Land als Anfang März, als er sie verlassen hatte. Beobachtungen aus einem Krisenland.

VON GÜNTER BISCHOF

A ls ich die USA Anfang März
verließ, um eine Gastprofes-
sur an der Universität Inns-

bruck anzutreten, war es ein ande-
res Land als das Amerika Ende Mai,
als ich zurückkam. Anfang März
waren auf den Flughäfen des Lan-
des noch keine Covid-19-Maßnah-
men zu bemerken, obwohl das Vi-
rus im post-Mardi-Gras-New-Or-
leans (wie in New York) schon zu
grassieren begann. Präsident Do-
nald Trump schlich sich von Krise
zu Krise (China, Syrien, Iran) – ir-
gendwie hatte sich das Land auf
seine tägliche Twitterei und Lüg-
nerei eingestellt. Und wartete auf
seine Abwahl im November.

Seit meiner Rückkehr ist das
Land von multiplen Krisen gebeu-
telt. Nach der zu frühen Öffnung
des Landes und dem undiszipli-
nierten Verhalten von Teilen der
Bevölkerung bei nationalen Feier-
tagen wie dem Memorial Day (An-
fang Juni) und dem Independence
Day am 4. Juli, erlebt vor allem der
Süden einen rasanten Anstieg von
Covid-19-Fällen. Und das ist nicht
die befürchtete „zweite Welle“,
sondern das Nicht-in-den-Griff-
Bekommen der ersten Welle. Die
Bundesstaaten Florida, Texas und
Arizona – geführt von die Krise
verharmlosenden republikani-
schen Gouverneuren – erleben be-
sonders rasante Anstiege der Vi-
ruszahlen, sowie auch das von
einem Demokraten regierte Kali-
fornien. Individualistisch gesinnte
Amerikaner lassen sich nicht gern
in ihrem persönlichen Lebensstil
von ihrer Regierung Vorschreibun-
gen machen.

Lächerliche Twitter-Angriffe
Das Hauptproblem ist das füh-
rungsschwache Weiße Haus. Prä-
sident Trump hat wochenlang kei-
ne Pressekonferenzen zum Krisen-
fortgang gehalten (wie wir dies in
Österreich während der Krise täg-
lich sahen); er widerspricht auch
regelmäßig seinen wissenschaftli-
chen Beratern im Weißen Haus,
Anthony Fauci und Deborah Birx;
und macht sie sogar lächerlich mit
seinen Twitter-Angriffen. Zudem
hat er Wahlkampfveranstaltungen
gegen den Rat aller Experten in
Oklahoma, Arizona und North Da-
kota abgehalten, bei denen sich
Leute im Stab seiner Mitarbeiter
angesteckt haben. Er weigerte sich
lang öffentlich einen Gesichts-

schutz zu tragen. Er wollte keine
Tests durchführen lassen, da Tests
nur die Zahlen von Coronafällen in
die Höhe treiben würden. Als „dis-
organisation and denial“ (Desor-
ganisation und Abstreiten) be-
zeichnet die „New York Times“ sei-
nen Regierungsstil jüngst.

Zudem bestand Trump darauf,
dass die Schulen im ganzen Land
öffnen sollten. Da traf er mehr und
mehr auf Widerstand. Schulen
werden in den USA von lokalen
„Schuldistrikten“ geführt. Die
größten Schuldistrikte des Landes
in Los Angeles und Chicago gehen
auf Distanz und wollen nur digita-
len Unterricht durchführen. New
York City will die Schüler auch ins
Klassenzimmer holen. In Florida
protestiert die Lehrergewerkschaft.
Man hört immer wieder, dass sich
ältere Lehrer pensionieren lassen,
da ihnen die Ansteckungsgefahr
im Schulbetrieb zu groß erscheint.
Meine Frau ist Lehrerin und be-
steht darauf, diesen Herbst von zu
Hause aus zu unterrichten. In Bun-
desstaaten mit republikanischen
Gouverneuren wie Georgia wur-
den die Schulen diese Woche ge-
öffnet (ohne Mundschutz) und

prompt treten Coronafälle auf, was
gleich wieder zur Schließung führt.

Radikale Richtungsänderung
Vor zwei Wochen begann der Prä-
sident zurückzurudern – er hielt
gleich mehrere Pressekonferenzen
(ohne seine wissenschaftlichen
Berater) ab, empfahl das Tragen
von Gesichtsschutz und stellte es
den Schulen frei, den Unterricht
im Klassenzimmer zu eröffnen,
wenn sich die Lage entspannt hät-
te und es für Kinder und Lehrer si-
cher sein würde. Grosso modo
meinte er, die Lage „werde sich
verschlechtern, bevor sie besser
werde würde“. Politische Beob-
achter mutmaßten, die schlechten
Umfrage-Ergebnisse im Vergleich
zu seinem demokratischen He-
rausforderer Joe Biden hätten ihn
zu dieser radikalen Richtungsän-
derung gezwungen. Doch kurz da-
rauf redete er den Virus und seine
Ansteckungsgefahr wieder klein.

Parallel zur Coronakrise erleb-
ten die Vereinigten Staaten seit
Mai Rassenunruhen und Proteste,
wie man sie seit der Bürgerrechts-
bewegung in den 1960er-Jahren
nicht mehr gesehen hat. Nach dem

brutalen Mord des Afroamerika-
ners George Floyd in Minneapolis
– und ähnlicher, von Rassismus ge-
prägter Polizeigewalt gegenüber
Schwarzen in anderen Bundes-
staaten – explodierte das Land bei
täglichen Protesten. In Portland
(Oregon), einem der liberalsten
Bundesstaaten der USA, wird seit
gut zwei Monaten ununterbrochen
demonstriert. Dabei ist aufgefal-
len, dass ältere und junge Weiße
mit Afroamerikanern protestier-
ten. Der Präsident spielte dabei
nicht die traditionelle Rolle seiner
Amtsvorgänger, die Bevölkerung in
Krisenzeiten als oberster Vermitt-

ler zu beruhigen. Im Gegenteil, er
macht sich als „Law and Order“-
Präsident stark, und schickte eine
Woche lang föderale Einheiten
(quasi Bundespolizisten) aus Wa-
shington in Städte wie Portland.
Die gewaltbereiten Protestieren-
den liefern seit dem Abzug der
Bundespolizisten der lokalen Poli-
zei allnächtlich Gefechte, wobei es
regelmäßig zu Verhaftungen
kommt. Der Präsident verun-
glimpfte die Protestierenden als
„professionelle Anti-fas“, tat sie
also als „linke“ Demagogen und
Chaoten ab und ordnete sie dem
Lager der Demokraten zu. Es wird
angenommen, dass „professionel-
le“ Unruhestifter lokale Proteste
unterwandern und radikalisieren.

Welle der Gewalt
Jüngst ist eine Welle der Gewalt in
manchen amerikanischen Groß-
städten ausgebrochen – und wahr-
scheinlich auf den Zorn der Bevöl-
kerung auf die Polizei und den
Krieg zwischen Gangs in den hei-
ßen Sommermonaten zurückzu-
führen. Der Präsident antwortet
auch darauf mit der Drohung, wei-
tere Bundespolizei-Einheiten in die
Städte zu schicken. Die Demokrati-
schen Bürgermeister von Chicago,
Portland, St. Louis, New York leh-
nen solche Kontingente aus Wa-
shington als „nicht verfassungskon-
form“ strikt ab. Lori Lightfoot, die
Bürgermeisterin von Chicago,
meint dazu, Trump wolle mit dieser
Politik des starken Mannes nur von
seiner Führungsschwäche in der
Coronakrise ablenken. Der Präsi-
dent möchte mit solchen starken
Gesten bei seinen Stammwählern
punkten. Trump denkt mehr an
seine Wiederwahl als die Befrie-
dung des Landes und spaltet die
Vereinigten Staaten damit politisch
tiefer als das sonst der Fall wäre.

Was den Österreichern und Eu-
ropäern erlaubt hat, die Krise zu
meistern, indem sich die Bevölke-
rung strikt an die Regierungsvorga-
ben gehalten hat, macht es hier in
den USA schwierig, die Infektions-
zahlen zu reduzieren – ein Teil der
Amerikaner weigert sich strikt, Ge-
sichtsschutz zu tragen bzw. social
distancing zu praktizieren. In
einem konservativen Vorort von
New Orleans gab es sogar Proteste
gegen die Maskenpflicht. Das Tra-
gen von Gesichtsschutz ist zum Po-
litikum geworden.
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Günter Bischof, *1953
in Mellau/Vlbg. lebt seit
1989 in New Orleans. Er
ist Marshall Plan Chair für
Geschichte und Direktor

des Center Austria an der Universität von
New Orleans; im Frühjahr 2020 hat er
US-amerikan. Geschichte am Institut für
Zeitgeschichte an der Uni Innsbruck
unterrichtet und war während des
Corona-Lockdown in Österreich. [ Privat]




